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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Zustimmungsgesetz zum 

Dritten Glücksspieländerungsstaatsvertrag

§ 1 
Zustimmung

(1) Dem am 26. März 2019 unterzeichneten Dritten Glücksspiel- 
änderungsstaatsvertrag wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird als Anlage zu diesem Gesetz veröffent-
licht.

§ 2 
Bekanntmachungen

(1) Das Inkrafttreten des Staatsvertrages nach seinem Artikel 2 
Absatz 1 Satz 1 ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin be-
kannt zu machen.

(2) Das Gegenstandsloswerden des Staatsvertrages nach seinem 
Artikel 2 Absatz 1 Satz 2 ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin bekannt zu machen.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Dezember 2019

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Viertes Landesgesetz
über das öffentliche Glücksspiel 

Vom 6. Dezember 2019



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      75. Jahrgang      Nr. 35      14. Dezember 2019 779

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: die Länder genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Änderung des Glücksspielstaatsvertrages

Der Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland in der 
Fassung des Ersten Staatsvertrages zur Änderung des Staatsvertra-
ges zum Glücksspielwesen in Deutschland vom 15. Dezember 2011 
(Glücksspielstaatsvertrag – GlüStV) wird wie folgt geändert:
1. § 4a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ , insbesondere im 
Rahmen einer zeitlich befristeten Experimentierklausel für 
Sportwetten,“ durch die Wörter „im Rahmen der Experi-
mentierklausel für Sportwetten nach § 10a“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Bekanntmachung (§ 4b 
Abs. 1)“ durch das Wort „Konzession“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„Die Zahl der Konzessionen wird für die Dauer der Experi-
mentierphase nicht beschränkt.“

2. § 4b wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden das Komma und das Wort „Aus-

wahlkriterien“ gestrichen.
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Auswahlverfahrens“ durch das 
Wort „Verfahrens“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „mit einer angemessenen 
Frist für die Einreichung von Bewerbungen“ gestrichen.

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „und die Auswahl 
nach Absatz 5 ermöglichen“ gestrichen.

d) Absatz 5 wird aufgehoben.

Anlage zu Artikel 1 § 1 Absatz 2

Dritter Staatsvertrag  
zur Änderung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland * 

(Dritter Glücksspieländerungsstaatsvertrag – 3. GlüÄndStV)

3. In § 5 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Richtlinien“ durch das 
Wort „Auslegungsrichtlinien“ ersetzt.

4. § 9a Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Hierbei dient das Glücksspielkollegium den Ländern zur Um-
setzung einer gemeinschaftlich auszuübenden Aufsicht der je-
weiligen obersten Glücksspielaufsichtsbehörden.“

5. § 10a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem bisherigen Satz werden die Wörter „für einen 
Zeitraum von sieben Jahren ab Inkrafttreten des Ersten 
Glücksspieländerungsstaatsvertrages“ durch die Wörter 
„bis zum 30. Juni 2021“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz angefügt:
„Im Falle einer Fortgeltung des Staatsvertrages nach 
§ 35 Absatz 2 verlängert sich die Frist bis zum 30. Juni 
2024.“

b) Absatz 3 wird aufgehoben.
c) Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4.

6. § 29 Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben.

Artikel 2 
Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. Sind bis 
zum 31. Dezember 2019 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der 
Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Ministerpräsidenten-
konferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(2) Die Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der Ratifika-
tionsurkunden mit.

Für das Land Baden-Württemberg
Stuttgart, den 03.04.2019  Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern
München, den 18.04.2019  Markus Söder

Für das Land Berlin
Berlin, den 26.03.2019  Michael Müller

Für das Land Brandenburg
Potsdam, den 29.03.2019  Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen
Bremen, den 26.03.2019  Carsten Sieling

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Hamburg, den 04.04.2019  Peter Tschentscher

Für das Land Hessen
Wiesbaden, den 26.03.2019  Volker Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Schwerin, den 26.03.2019  Manuela Schwesig

*  Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der techni-
schen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1).
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Für das Land Niedersachsen
Hannover, den 28.03.2019  Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Düsseldorf, den 04.04.2019  Armin Laschet

Für das Land Rheinland-Pfalz
Mainz, den 06.04.2019  Malu Dreyer

Für das Saarland
Saarbrücken, den 05.04.2019  Tobias Hans

Für den Freistaat Sachsen
Dresden, den 30.03.2019   Michael Kretschmer

Für das Land Sachsen-Anhalt
Magdeburg, den 28.03.2019  Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein
Kiel, den 09.04.2019  Daniel Günther

Für den Freistaat Thüringen
Erfurt, den 28.03.2019  Bodo Ramelow
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§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in dem 
Fall der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung 
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin 
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß 
§ 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 22. Oktober 2019

Bezirksamt Spandau von Berlin

Helmut  K l e e b a n k
Bezirksbürgermeister

Frank  B e w i g
Bezirksstadtrat

Auf Grund des § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I. S. 3634) in Verbindung mit § 6 Absatz 5 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom  
7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), in Verbindung mit Artikel 4 
des Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 283), wird ver-
ordnet:

§ 1
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 5-67 VE vom 18. Juni 2012 

für das Grundstück Kladower Damm 57, auf der ehemaligen Hof-
stelle Havelmaten im Bezirk Spandau, Ortsteil Gatow, wird festge-
setzt.

§ 2
Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann beim 

Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und Ge-
sundheit, Stadtentwicklungsamt – Fachbereich Vermessung und 
Geoinformation, beglaubigte Abzeichnungen des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans können beim Bezirksamt Spandau von Berlin, 
Abteilung Bauen, Planen und Gesundheit, Stadtentwicklungsamt – 
Fachbereiche Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht, kos-
tenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 5-67 VE 

im Bezirk Spandau, Ortsteil Gatow
Vom 22. Oktober 2019
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Auf Grund des § 16 Absatz 1 und des § 17 Absatz 1 Satz 3 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit § 13 Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. 
S. 578), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 
2017 (GVBl. S. 664) geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt 
Mitte von Berlin:

§ 1
Die durch Verordnung vom 14. November 2018 (GVBl. S. 654) 

erlassene Veränderungssperre wird um ein Jahr bis zum 29. Januar 
2021 verlängert.

§ 2
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb eines 
Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber 
dem Bezirksamt Mitte von Berlin geltend machen; der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach § 32 Ab-
satz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes 
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die Be-
schränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung 
dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
Berlin, den 3. Dezember 2019

Bezirksamt Mitte von Berlin
von  D a s s e l

Bezirksbürgermeister
G o t h e

Bezirksstadtrat für  
Stadtentwicklung, Soziales  

und Gesundheit

Verordnung
über die Verlängerung der Veränderungssperre 1-33B/29  

im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte
Vom 3. Dezember 2019
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